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Liebe Leserin, 
lieber Leser!

Wuppertal ist, wie wir nicht erst seit der 
Einbringung des Haushaltes 2008/09 wissen, 
eine hoch verschuldete Stadt. 
Aber während in den Tageseinrichtungen 
Kinder ohne eine warme Mahlzeit bleiben 
und die Stadt ihr großes und renommiertes 
naturkundliches Museum schließt, will 
sich Wuppertal die Alimentierung zweier 
Dezernenten (fast) ohne Aufgabenbereich 
leisten. Umweltdezernent Bayer ist noch bis 
2013 gewählt, Verkehrsdezernent Uebrick bis 
2010. Letzterer soll nach dessen Ausscheiden 
das Dezernat von Udo Hackländer überneh-
men, also für 24 Monate ab Herbst 2008 an.

Das macht von der geplanten Umbildung 
der Dezernate von 2008 an jede Menge 
bezahlte Untätigkeit bzw. Unterbeschäftigung. 
Bei einer Besoldungsstufe B5 plus 
Aufwandsentschädigungen und Zulagen ergibt 
das mindestens eine halbe Million Euro, die die 
Stadt mit dem  Mehrheitsbeschluss des Rates 
vom 5. November zum Fenster hinaus wirft. 
Umgekehrt ist es so, dass der Sozialdezernent 
Kühn seit dem 1. November bis zur Nachfolge 
die Aufgaben der ausgeschiedenen Kultur- und 
Sportdezernentin Drevermann kommissarisch 
übernommen hat. Das problematisch zu 
nennen, ist sicherlich noch untertrieben. 
CDU und SPD erteilen mit der beschlossenen 
Neuordnung dem Umweltschutz in Wuppertal 
erneut eine Absage. Dass dieser nicht zu den 
strategischen Zielen des Oberbürgermeisters 
zählt, hat er ja in seiner Haushaltsrede schon 
betont.  
Die Konzentration von Macht, die mit der 
Übernahme des Bauressorts durch den 
Oberbürgermeister begonnen wurde, wird hier 
weiter betrieben. 
Die arrogante Politik  von CDU und SPD, die 
mit der großen Kooperation vor eineinhalb 
Jahren begonnen hat, setzt sich hier 
rücksichtslos und selbstgefällig fort. 

Elisabeth August       Elke von der Beeck     
Gerd-Peter Zielezinski

Wie in jedem Jahr werden auch für das 
Schuljahr 2008/09 wieder viele Eltern 
ihre Kinder an den fünf Gesamtschulen in 
Wuppertal anmelden und auf einen Platz 
dort hoffen, aber eine Ablehnung erhalten. 

Für das laufende Schuljahr wollten 1344 
Eltern ihre Kinder in einer Wuppertaler 
Gesamtschule sehen, für das davor 1275 - 
genommen wurden nur 778 Kinder, da die 
Gesamtschulen nicht mehr Plätze haben.

Was tut DIE LINKE?
Deshalb stellte die Fraktion DIE 
LINKE im Mai den Antrag, die 
Schulentwicklungsplanung sofort mit dem 
Ziel einzuleiten, mindestens eine weitere 
Gesamtschule einzurichten. Dieser Antrag 
wurde von CDU, SPD und FDP (bei 
Enthaltung der Grünen) abgelehnt. Die 

Wuppertal  braucht  die 
sechste Gesamtschule! 
Elternwille zählt nicht

scheinheilige Begründung lautete: Man 
müsse die Vorlage der Verwaltung im 
Oktober 2007 abwarten. - Normalerweise 
sollte die Politik die politische Richtung 
vorgeben, in die die Verwaltung planen 

sollte - und nicht 
die Verwaltung der 
Politik!

Im Oktober fragte 
die Fraktion 
DIE LINKE im 
Schulausschuss 
nach dem Schul-
entwicklungsplan. 
Statt des verspro-
chenen Plans war 
die Antwort: Die 
Verwaltung beginnt 
demnächst erst 
mit den ersten 
Planungsschritten; 
das bedeutet, dass 
eine mögliche neue 
Gesamtschule im 

allerschnellsten Fall erst in drei Jahren 
gegründet werden könnte, und das 
wiederum bedeutet: Für viele Kinder 
kommt diese Planung viel zu spät! Und 
auch für die Eltern der nächsten Jahre! 
So missachten Rat und Verwaltung wieder 
einmal den Willen der Bürgerinnen und 
Bürger!
Das neue Anmeldeverfahren:
Durch die Grundschulen wurden die 
Eltern informiert, dass es folgendes 
Anmeldeverfahren geben wird: Im Februar 
2008 werden in einem Zeitraum von drei 
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Wochen an allen Schulen Anmeldungen 
stattýnden. An den Gesamtschulen 
müssen zu Beginn dieses Zeitraums in nur 
vier Tagen die Anmeldungen stattýnden, 
weil die Gesamtschulen dann ihre Auswahl 
der Kinder treffen müssen. In der zweiten 
Woche werden die Eltern benachrichtigt, 
damit die abgewiesenen Kinder in der 
noch verbleibenden Zeit an einer anderen 
Schule angemeldet werden können.
   
Viele Eltern haben Angst:
„Wenn ich erst in der dritten Woche 
mein Kind am …-Gymnasium oder 
der …-Realschule anmelde, sind dort 
sicher auch schon alle Plätze besetzt!“ 
So eine besorgte Mutter, die befürchtet, 
dass ihre Tochter dann nicht mehr 
an das bevorzugte Gymnasium bzw. 
die ihr empfohlene Realschule gehen 
kann, denn für einige Gymnasien und 
Realschulen gibt es  ebenfalls mehr 
Anmeldungswünsche als Plätze.
Und diese Mutter fragt sich nun, ob 
sie lieber sofort in den ersten Tagen 
ihr Kind am Gymnasium oder der 
Realschule anmelden soll, statt auf die 
Gesamtschullotterie zu hoffen.

Wozu gibt es den einheitlichen 
Anmeldezeitraum?
Bisher konnten die Gesamtschulen 
mehrere Wochen früher als die übrigen 
Schulen ihre Anmeldetermine setzen, 
so dass auch abgewiesene Kinder 
bereits am ersten Tag bei der Zweitwahl-
Schule angemeldet werden konnten. 
Ab dem nächsten Schuljahr gilt eine 
andere Regelung. Im Februar 2008 
werden danach in einem Zeitraum von 
drei Wochen die Anmeldungen für alle 
Schulformen gleichzeitig stattýnden.
Das Schulministerium, das das neue 
Verfahren verordnet hat, setzt offenbar auf 
die Verunsicherung der Eltern. So hofft 
es, auf diese Weise die Anmeldezahlen 
an den Gesamtschulen zu drücken. 
Viele Eltern befürchten nämlich, dass 
ihr Kind, wenn es an der   gewünschten 
Gesamtschule abgewiesen wird, wegen 
des dann zu späten Zeitpunktes einer 
anderen Schule zugewiesen wird, diese 
also nicht mehr gewählt werden kann. 
Bei den so gesunkenen Anmeldezahlen 
bestünde dann, so die Rechnung 
der Landesregierung, auch keine 
Notwendigkeit mehr, wie in Wuppertal 
neue Gesamtschulen einzurichten. Auch 
deshalb sollte man sein Kind an einer 
Gesamtschule anmelden. 

Was tut DIE LINKE?

Die Fraktion DIE LINKE hat im 
Schulausschuss einen Antrag gestellt, der 
sicherstellen soll, dass keine Nachteile 
für die Familien entstehen, die erst zum 
Ende des Anmeldezeitraums an den 
Zweitwunschschulen erscheinen.

Die Proteste gegen die Abschaffung 
des kostenlosen Schulmittagessens 
für bedürftige Kinder waren erfolgreich. 
Nach der großen Demonstration 
vor dem Rathaus am 3. September 
wurden auch die nächsten beiden 
Ratssitzungen von Protestaktionen 
begleitet, die die „Initiative 
Schulmittagessen“ organisiert hat. Nun 
stehen alle Möglichkeiten offen, zum 
Verfahren zurückzukehren, das bis zu 
den Sommerferien Gültigkeit hatte.

Vor den Sommerferien hatte die 
Verwaltung zugesichert, dass auch nach 
Abschaffung der Kostenfreiheit keine 
SchülerIn in Wuppertal hungern müsse. 
Stattdessen 
hörte man 
nach den 
Ferien, dass 
Anträge 
auf Bezu-
schussung des 
Essens durch 
die Stadt 
reihenweise 
abgelehnt 
wurden, und 
zwar aufgrund 
formaler 
Fehler bzw. Mängel. Das unbürokratische 
Verfahren, das die Stadt angekündigt 
hatte, war ihr nämlich anscheinend nicht 
möglich. Die Ratsfraktion DIE LINKE hatte 
dazu bei der Schuldezernentin schriftlich 
nachgefragt.
Mittlerweile verfuhr die Stadt nach 
dem Rüttgers-Modell „Kein Kind ohne 
Mahlzeit“. Dieses Modell sieht vor, dass 
das Land einen Euro Zuschuss gibt, ein 
weiterer Euro von den Eltern geleistet  
und ein halber Euro von der Stadt gezahlt 
wird. Für diese städtische Eigenleistung 
sollten dann auch die Spenden 
eingesetzt werden, die der Förderverein 
gesammelt hat. Im Klartext heißt das: Die 
Spendengelder des Fördervereins sollten 
dazu benutzt werden, den städtischen 
Haushalt zu schonen. Das wichtigste 
aber: Die Stadt beharrte unbeirrt auf 
dem Eigenanteil der Eltern, der nach den 
Landesvorgaben verpþichtend sei. 
Nun hat sich aber nach einer Anfrage der 
Grünen im Landtag herausgestellt, dass 

durchaus im Bedarfsfall „die Übernahme 
der Eigenanteile der Eltern durch 
Dritte“ erfolgen kann, „beispielsweise 
über Spenden und Sponsoren“, so die 
Antwort der Landesregierung vom 16. 
Oktober, die erst vier Wochen nach ihrer 
Veröffentlichung das Wuppertaler Rathaus 
erreicht hat. (Was machen eigentlich die 
Landtagsabgeordneten so in Düsseldorf?)
Nun kann also das Essen aus drei Quellen 
finanziert werden: dem auf zwei Jahre 
beschränkten Rüttgers-Fonds, dem 
städtischen Anteil und den Geldern des 
Fördervereins, die hoffentlich ausreichen 
werden. 

Die Fraktion DIE LINKE beantragt auf der 
Ratssitzung am 17. Dezember 2007,  die 

Mittel des 
Fördervereins 
für den 
Eigenanteil 
der Eltern zu 
verwenden, 
damit alle 
bedürftigen 
Kinder in den 
Genuss des 
kostenlosen 
Schul-
mittagessens 
kommen.
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